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AK FORDERUNGEN

Die Mobilitätswende gestalten
Forderungen

•	•	 Beim gemeinwirtschaftlichen 
Schienenpersonenverkehr muss die 
Möglichkeit der Direktvergabe erhalten bleiben; 
kein Ausschreibungszwang bei den Bahnen.

•	•	 Die ehrgeizigen Ziele der Mobilitätswende 
können nur mit einer neuen Wirtschaftspolitik 
(Finanzierung/Investitionen, 
Beschäftigungspolitik und Industriepolitik für 
die Güter der Mobilitätswende) erreicht werden.

•	•	 Einrichtung eines IPCEI (wichtige Vorhaben 
von gemeinsamem europäischem Interesse) 
für die Bahnindustrie, um Rollmaterial und 
Infrastruktur für die Mobilitätswende in Europa 
zu produzieren.

•	•	 EU-weites betriebliches Mobilitätsmanagement

•	•	 Flächendeckender Nachtzugverkehr in der EU

•	•	 Schienengüterverkehr retten und ausbauen: 
Es bedarf verbindlicher Verlagerungsziele 
und weniger Fördereinschränkungen; keine 
Wettbewerbsverzerrung zugunsten des LKW.

•	•	 Recht auf gute und nachhaltige Mobilität für 
alle: Alltagswege müssen ohne PKW möglich 
sein.

•	•	 Gute Arbeitsbedingungen für alle 
Verkehrsbeschäftigten, damit ausreichend 
Beschäftigte die Mobilitätswende stemmen 
können. Das Lohn- und Sozialdumping im LKW-
Verkehr, bei Billigfliegern und bei Paket- und 
Essenszustellern muss enden.

•	•	 Stärkere Besteuerung im Flugverkehr

•	•	 Einfaches Ticketing im grenzüberschreitenden 
Bahn- und Busverkehr

•	•	 Fahrgastrechte verbessern und zwischen den 
Verkehrsträgern harmonisieren

•	•	 Push-Maßnahmen, um den unökologischen 
Verkehr auf ein nachhaltiges Maß zu 
beschränken

Hintergrund

Der Verkehrssektor verursacht innerhalb der EU rund 
30 Prozent der gesamten Treibhausgas-Emissionen. 
Hier schreitet die Dekarbonisierung langsamer voran 
als in den anderen Branchen. Der derzeitige Fokus 
auf Automobilität schafft eine Reihe an ökologischen, 
gesundheitlichen und sozialen Problemen: Feinstaub, 
Lärm, Unfälle, Landschaftszerschneidung, Platzbedarf in 
den Städten, finanzielle Belastungen usw.

Eine umfassende Mobilitätswende mit massivem 
Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel, der Radwege 
und Fußgängerzonen ist erforderlich. Sie darf sich nicht 
auf Elektroautos beschränken, sondern muss sich auf 
den Umweltverbund konzentrieren. Angeleitet durch den 
Grundsatz „Verkehr vermeiden – verlagern – verbessern“ 
muss eine leistungsfähige Eisenbahn das Rückgrat 
unserer zukünftigen Mobilität sein. 

Der Fokus soll auf den europäischen Bahnen mit allen 
ihren Facetten liegen: Ausbau und Lückenschluss 
im Schienennetz, dichter Taktverkehr (bei Tag und 
bei Nacht), eine leistungsfähige Bahnindustrie und 
innovative und gemeinwohlorientierte Konzepte für die 

„letzte Meile“. Der Gütertransport muss verstärkt auf die 
Schiene kommen. Dass dies alles mit Privatisierung 
und Liberalisierung nicht zu erreichen ist, haben 
die vergangenen Jahre hinlänglich bewiesen. Hier 
ist ein Umdenken erforderlich. Wir brauchen mehr 
Demokratisierung, öffentliche Investitionen und 
bessere Arbeitsbedingungen im Verkehrssektor. Für 
die Einwohner:innen der EU muss es beim öffentlichen 
Verkehr verbindliche Mindestversorgungsstandards 
geben.
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Begründung und Argumente

Bahnliberalisierung evaluieren

Die Liberalisierung der Bahn muss evaluiert 
und gegebenenfalls auch rückgängig 
gemacht werden. Das Erfolgsmodell der 
Direktvergabe von gemeinwirtschaftlichen 
Personenverkehren durch den Staat darf nicht 
aufgrund ideologischer Festlegungen und 
entgegen der empirischen Evidenz aufgegeben 
werden. Der Schienengüterverkehr ist wegen 
der Liberalisierungsschritte (z.B. Verbot von 
Querfinanzierung bei integrierten Bahnen, 
Sozialdumping beim LKW-Verkehr) aktuell 
in seiner Existenz bedroht. Hier muss sofort 
gegengesteuert werden. Erforderlich sind 
verbindliche Vorgaben für die Verlagerung von 
schweren und gefährlichen Gütern auf die Schiene. 
Dafür bedarf es auch EU-weiter Regeln zur 
Förderung des Einzelwagenverkehrs (dabei werden 
einzelne Waggons zu Zügen zusammengestellt) 
als Alternative zum LKW. Damit dies auch 
Wirkung zeigt, ist auch die Ausrollung der 
digitalen automatischen Kupplung (DAK) und ihre 
öffentliche Finanzierung essenziell.

Bahnindustrie ausbauen

Die europäische KFZ-Industrie sieht sich – 
hauptsächlich selbstverschuldet – großen 
Herausforderungen und Problemen gegenüber. 
Für die dort Beschäftigten sollte eine starke 
europäische Bahnindustrie neue Jobs und 
Perspektiven bieten. Es braucht planvolle Umbau- 
und Umschulungsmaßnahmen im Rahmen 
einer aktiven Industriepolitik, um die industriellen 
Potenziale der Bahnindustrie zu heben und 
die Güter und Infrastruktur für die notwendige 
Mobilitätswende selbst zu produzieren. Zur 
Stärkung der Bahnindustrie sollte ein IPCEI 
eingerichtet und die Industrie vor Billigkonkurrenz 
aus Asien geschützt werden. Daher müssen in 
Zukunft bei Ausschreibungen verpflichtende 
Kriterien eine europäischen Wertschöpfung 
berücksichtigt werden. Da der Ausbau der 
Bahnsysteme hauptsächlich über Steuergelder 
finanziert wird, sollte auch der wirtschaftliche 
Nutzen vor Ort bleiben. 

Nachtzug statt Flug

Ein flächendeckender Nachtzugverkehr könnte 
einen Gutteil des innereuropäischen Flugverkehrs 
ersetzen. Die ÖBB zeigen mit ihren Nightjets 
wie es geht. Hier bedarf es aber planbarer 
Rahmenbedingungen und Festlegungen, z.B. 
grenzüberschreitende PSO-Vergütungen, weniger 
Baustellen in den Nachtstunden, leistbare 
Schienennutzungsentgelte.

Gute Arbeitsbedingungen für alle 
Verkehrsbeschäftigten

Insbesondere im grenzüberschreitenden Verkehr 
sind fälschungssichere Arbeitszeitaufzeichnungen 
und ausreichend Kontrollmöglichkeiten erforderlich, 
um Lohn- und Sozialdumping zu unterbinden und 
die Unfallgefahr zu senken. Für die Schaffung 
eines einheitlichen europäischen Eisenbahnraums 
ist es wichtig, dass seine Umsetzung nicht auf 
dem Rücken der Beschäftigten und zu Lasten der 
Sicherheit ausgetragen wird (u.a. Beibehaltung 
der Sprachanforderungen, Aufrechterhaltung 
hoher Ausbildungsstandards, Verbesserung der 
unternehmensübergreifenden Anerkennung von 
Lizenzen und Zertifizierungen).

Flugverkehr endlich besteuern

Gleichzeitig müssen aber auch die steuerlichen 
Privilegien des Flugverkehrs reduziert bzw. beendet 
werden. Vor der Pandemie bezifferte eine Studie 
im Auftrag der EU-Kommission die Subvention 
durch die Nichtbesteuerung von Kerosin in der EU 
mit rund 30 Milliarden Euro pro Jahr. Dazu kommt 
die Mehrwertsteuerbefreiung von internationalen 
Flugtickets, die damals EU-weit rund 40 Milliarden Euro 
pro Jahr ausmachte.  Dies könnte auch Gelder für den 
Ausbau sauberer Verkehrsarten lukrieren. Es sollte 
auch keine EU-Förderung für den Bau von Flughäfen 
geben. Auch ein EU-weites Flugverbot für Kurzstrecken 
und Privatjets ist anzudenken. 

Mehr Respekt für Berufskraftfahrer:innen

Es gibt keinen Mangel an Berufslenker:innen, 
sondern zu geringe Bezahlung und schlechte 
Arbeitsbedingungen. Auf Autobahnen fehlen 
ausreichende und sichere Rastanlagen mit einer 
sozialen Infrastruktur (saubere Sanitär-, Ruhe- und 
Pausenräume, etc.), die über die Lkw-Maut finanziert 
wird und für Berufslenker:innen kostenlos sein muss.

Mehr Kostenwahrheit im Güterverkehr

Die Kosten von Umwelt- und Gesundheitsschäden 
sollten verstärkt vom Straßengüterverkehr getragen 
werden. Eine neue Wegekosten-Richtlinie muss hier 
neue Wege gehen. Maßnahmen zum Schutz der 
Bevölkerung entlang von europäischen Autobahnen 
in sensiblen Gebirgsregionen, wie z.B. ein Lkw-
Nachtfahrverbot, müssen mit EU-Recht vereinbar sein. 
Die Kommission darf auch nicht länger den Gigaliner 
durch die Hintertür vorantreiben.
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